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1 } In  do r  V e r e i n b a r u n g  e i n e r  v i o rnc -h r  u i - i o n  IVBeai mun::e- 
i r i c t  n i t  dem J u r a t s ; daß t i le BürAitnrn-  n u r  :;u e inem 
Beetir: . : .  L;en B n d t e r n i n  -  e tw a  Wo ebene  e h l u ß ,, Vena :;s m i t t e  , 
Mona teocLluß  -  auecooiu ' ochen  worden Baun liofM; d i e  
V or o i n b a r u n g  e i n e r  l ä n g e r e n  a l s  e i n e r  v i e r s e h n t M ■ ; i ^en  
Band i n  1 0 4 ^ 0  I r  i s t  io: S inne  doe I 124 a  GenvC;,

2) dem S i n n e  und dem Gewicht  den v a c h t i a - e r  Grundes  nu r  
a u ß e r  o r d e n t l i c h e n  Kündigung de:: Arbo i  t r v c r h a l i n i n ^ o e  
e n t s p r i c h t  e ; j ? daß auch  b e i  e i nem a b s t r a k t  an roh nuo  
e r h e b l i c h e n  V e r h a l l e n  doch noch i n  jedem Leu B r o t e n  
d i r r c l f a l l e  eint ;  AbvB'nurp a l l e r  i r r  und tremor d i e  
Iöeun. i:; den A r b o i i o v c i l t h l t n i c s o s  a o r e e u e n a e n  Gründe 
er A oirt r,

.. et mm: e 1 uhcri ;• 2 AZK 278/62 
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Im Namen des Volkes!
a 26/62 Berlin

kündet
22 Januar 1962
j_); 1> |' 1

enteilte Urkundebeamtor 
vj c ̂ j c h cd i / is s *g o 110

Urteil
In Sachen

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vorn 22- Januar 1962 durch den 
Senatspräsidenten Dr. Müller, Bundesrichter Schilgen und 
die Bundesrichterin Dr. Meier-Scherling sowie die Bundes- 
arbeitsrichtcr Henne und Dr. Jung für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Len 
öesarbeitsgerichts Berlin, 5- Kammer, vom 29-. Mai 
1962 - 5 Sa 26/62 - aufgehoben.
Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entschei 
dung, auch über die Kosten der Revision, an das Lan­
desarbeitsgericht Berlin zurückverwiosen.

V o n  R e c h t s w e g e n  !
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Tatbestand^

Der am 19. Dezember 1908 geborene Kläger, der seit 
Juli 195^ bei der Beklagten als Mechaniker tätig war, stem­
pelte am 21c November I 9 6 l } als er um 6.A9 Uhr früh, zwei 
Minuten vor Arbeitsbeginn, das Werksgeländc betrat, an der 
Kontrolluhr nicht nur seine eigene Anwesenheitskarte, son­
dern auch die seines Arbeitskameraden G , in dessen
Kraftwagen er mit diesem zusammen zur Arbeit gefahren war.
G , der schon am Vortage erst 6Jl8 Uhr zum Dienst ge­
kommen war, kam kurz nach 6.A5 Uhr; er hatte noch sein Auto 
eingestellt und sich umgezogen.

Die Beklagte, die von dem Vorgang noch am gleichen Tage 
erfuhr, kündigte dem Kläger fristlos, seinem Arbeitskarnera­
den G dagegen nicht; der Kläger und G hatten
angegeben, der Kläger habe das Abstempeln der G ’sehen
Karte ohne dessen Auftrag von sich aus vorgenommen.

Die Beklagte stützt ihre Kündigung unter anderem auf 
eine für ihren Betrieb vereinbarte Arbeitsordnung vom 1. No­
vember 1958, deren § 8 Abs. 3 bestimmt:

"Die Betriebsangehörigen sind verpflichtet, die zur 
Kontrolle der Arbeitszeit vorgesehenen Einrichtun­
gen zu benutzen. Wer solche Einrichtungen für einen 
anderen Betriebsangehörigen benutzt, hat mit frist­
loser Entlassung zu rechnen."

Auf Grund des Manteltarifvertrages für die gewerblichen
Arbeitnehmer der Berliner Metallindustrie vom 20. Oktober
196l (MTV) beträgt die Frist einer ordentlichen Kündigung
zwei Wochen zum Woehenschluß.

Der Kläger hat Klage erhoben mit dem Antrag, die Un­
wirksamkeit der fristlosen Kündigung festzustelien.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Lan­
desarbeitsgericht hat die Berufung des Klägers zurückge­
wiesen. Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revi­
sion verfolgt der Kläger seinen Klageantrag weiter.
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3
Ent a c h e i dung ŝ :r Und ej_

I, Die fristlose Entlassung des Klägers ist nicht nach 
§ 123, sondern nach § 124a GewO zu beurteilen. Denn für das 
Arbeitsverhältnis der Parteien gilt, wie das Landesarbeits­
gericht zutreffend ausgeführt hat, eine längere als vier­
zehntägige Kündigungsfrist. Maßgebend ist der MTV und 
nicht die Betriebsordnung vom 20. August 1959- Denn diese 
ist, wenn sie überhaupt im Hinblick auf § 59 BetrVG wirk­
sam die Kündigungsfristen festlegen konnte, jedenfalls 
durch den MTV verdrängt worden.

Im MTV ist bestimmt, daß die Kündigungsfrist zwei 
Wochen zum Wochenschluß beträgt.

In der Vereinbarung einer vierzehntägigen Kündigungs­
frist mit dem Zusatz, daß die Kündigung nur zu einem be­
stimmten Endtermin - etwa Wochenschluß, Monatsmitte, Mo­
natsschluß - ausgesprochen werden kann, liegt im Sinne des 
§ 124a GewO die Vereinbarung einer längeren als einer vier­
zehntägigen Kündigungsfrist. Auszugehen ist dabei von 
§ 122 GewO. Nach § 122 GewO beträgt die gesetzlich vorge­
sehene Kündigungsfrist vierzehn Tage, und zwar gerechnet 
vom Tage des Ausspruchs der Kündigung ab bis zu dem diesem 
Tage entsprechenden Endtermin. Für Arbeitsverhältnisse, 
die dieser gesetzlichen Kündigungsfrist oder einer vertrag­
lich kürzeren unterliegen, gilt § 122 GewO, und damit die 
außerordentliche Kündigung ausschließlich aus den im Kata­
log dieser Bestimmung aufgezählten Gründen. Für Arbeits­
verhältnisse, die eine längere Kündigungsfrist vorsehen, 
gilt § 124a GewO, es kommt also die außerordentliche Kündi­
gung aus jeglichem wichtigen Grunde in Betracht. Dann aber 
fällt unter § 124a GewO auch ein Arbeitsverhältnis mit 
einer vierzehntägigen Kündigungsfrist, wenn die Kündigung 
selbst nur jeweils zum V/ochenschluß ausgesprochen werden 
kann. Eine derartige Regelung der Kündigungsfrist weicht 
nämlich von der gesetzlichen Norm des § 122 GewO zugunsten
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einer längeren Kündigungsfrist ab und bedeutet übrigens - 
was allgemein und ohne Rücksicht auf den zeitlichen Aus­
spruch der Kündigung im einzelnen Fall festzuhalten ist 
wenn die Kündigung nicht gerade am Sonnabend,, sondern in 
der Zeit von Montag bis Freitag ausgesprochen wird, auch 
tatsächlich eine Verlängerung der Vierzehn-fagesfrist.
Wenn § 124a GewO von einer längeren als vierzehntägigen 
Kündigungsfrist spricht, die vierzehntägige Kündigungsfrist 
im Gesetz selbst aber kurz vorher durch § 122 GewO bestimmt 
ist, so kann nur letztere gemeint sein. Die Einheit des Ge­
setzes ist auch nicht dadurch aufgehoben, daß § 12̂ la GewO 
erst später in das von Anfang § 122 enthaltende Gesetz ein­
gefügt worden ist. Die vorgegebene Systematik wurde gerade 
anerkannt.

Es ist auch der Sinn der gesetzlichen Regelung .des 
§ 12p einerseits und des § 124a GewO andererseits zu be­
achten. Dem Arbeitgeber, der nur eine Kündigungsfrist von 
genau vierzehn Tagen oder kraft Vereinbarung auch noch we­
niger einzuhalten braucht, ist das Recht zur außerordent­
lichen Kündigung nur aus ganz bestimmten, vom Gesetzgeber 
normierten Gründen gegeben, während der Arbeitgeber, der 
längere Kündigungsfristen einzuhalten hat, das Recht zur 
außerordentlichen Kündigung aus jedem wichtigen Grunde 
haben soll. Eei einer Vertrags- oder Tarifbestimmung, die 
zwar eine Kündigungsfrist von vierzehn Tagen, aber etwa 
nur zum Wochenschluß, zur Monatsmitte oder zum Monatsschluß 
Vorsicht, kann der Arbeitgeber nur in den seltenen Fällen, 
in denen der Kündigungsgrund gerade abgezählt vierzehn 
Tage vor dem Wcchc-nschluß, dem Monatsschluß oder der Mo­
natsmittel eintritt, das Arbeitsverhältnis binnen vierzehn 
Tagen lösen, während er in allen übrigen Fällen für eine 
längere Frist gebunden ist. Das aber will das Gesetz ver­
meiden. Der Arbeitgeber soll nach § 124a GewO aus jedem 
wichtigen Grunde, nicht nur aus den im Katalog des § 123 
GewO aufgezählten Gründen außerordentlich kündigen können,
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wenn er sich nicht ohnehin mit einer Frist von vierzehn 
Tagen oder darunter aus dem Arbeitsverhältnis lösen !cann. 
Zu einer ausdehnenden Auslegung des § 125 GewO, dessen
Zweckmäßigkeit ohnehin etwas zweifelhaft ist, besteht bei 
diesem Sinn der Regelungen keine Veranlassung (vgl«. Hucck 
in Anm. zu der gegenteiligen Entscheidung des Landcsar-
bc i t.n k-Nippe rdey. Lehrb.

>, Fußn, 5, 2, A b s . ;
2, Ed., 11. A i—1ferner Fronler m  Landmann-Rohmer* Gev;C 

S. 222 Ziff. 2 C ß zu § 122),
II, Das Landesarbeitsgericht hat in uem Verhalten des
Klägers einen wichtigen Grund zur außerordentlichen Kündi­
gung gesehen.

Mit Recht hat es dabei nicht lediglich darauf abge- 
stcllt, daß der Kläger die Bestimmungen der Arbeitsordnung 
übertreten hat, die dem Arbeitnehmer die Benutzung der Kon­
trolleinrichtung für einen anderen verbieten. Zwar hat die 
Arbeitsordnung bestimmt, daß derjenige Arbeitnehmer, der 
diese Bestimmung verletzt, mit seiner Entlassung zu rechnen 
hat. Aber damit ist die Verletzung dieser Bestimmung nicht 
etwa zu einem eine Abwägung im Einzelfalle ausschließcnden 
absoluten Kündigungsgrund geworden. Das können die Par­
teien weder des Einzclarbeitsvcrtrages noch einer Kollektiv- 
abmachung vereinbaren, und es ist offenbar auch hier, wie 
die Worte "zu rechnen hat" ergeben, gar nicht gewollt wor­
den. Vielmehr muß auch dann, wenn ein abstrakt durchaus 
erhebliches Verhalten als Grund zur außerordentlichen Kün­
digung vorgesehen ist, doch noch im konkreten Einzelfall
eine Abwägung aller für und gegen die Lösung des Arbeite- 
Verhältnisses sprechenden Gründe • erfolgen. Das allein ent­
spricht dem Sinn eines wichtigen Grundes und dem Gewicht, 
das ihm zukommen soll.

An dieser stets erforderlichen allgemeinen allseitigen 
Abwägung fehlt es aber hier. Das Landesarbeitsgericht hat 
nur - und das insoweit mit Recht - hervorgehoben, daß An-
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fangskontrollen wichtig und nötig sind und daß im Interesse 
der allgemeinen Disziplin der Arbeitgeber auch in gering­
fügig erscheinenden Fällen streng sein muß, um seine ei­
genen Kontrollvorschriften nicht unglaubwürdig erscheinen 
zu lassenc Es fehlen aber Eiwägungen, die die Belange des 
Klägers mit in den Kreis der Betrachtung ziehen. Zunächst 
einmal hätte erwogen werden müssen, daß der Kläger nicht 
etwa für einen fehlenden Arbeitskameraden die Anwesenheits- 
karte gestempelt hat, sondern für einen, der mit ihm gleich­
zeitig gekommen war und nur durch das Abstellen des Wagens 
noch einige Minuten Zeit verlor. Diese Erwägung würde aller­
dings an Gewicht verlieren, wenn durch das auch nur wenige 
Minuten betragende Zuspätkommen eines Arbeitskarneraden der 
gesamte Betrieb oder die Tätigkeit an bestimmten Arbeits­
plätzen nicht ordnungsmäßig beginnen kann und dadurch 
Verluste in Rede stehen. Zu einer gewissen milderen Be­
urteilung könnte dagegen führen, wenn der Kläger seinen 
•1 r b e 11 skam er ad en G gedeckt hat, wofür spricht, daß
er ohne dessen Willen wohl kaum in den Besitz von dessen 
Anwesenheitskarte gekommen sein dürfte. Weiter muß auf je­
den Fall berücksichtigt werden, daß der Kläger zur Zeit des 
Vorfalles immerhin schon bald 55 Jahre alt war, schulpflich­
tige Kinder hat und schon seit über sieben Jahren im Betrieb 
der Beklagten ohne Beanstandung tätig ist.

Da das Landesarbeitsgericht eine derartige Abwägung 
nicht vorgenommen hat und mangels Feststellung der hierfür 
erforderlichen tatsächlichen Verhältnisse der Senat eine 
solche Abwägung nicht von sich aus vornehmen kann, mußte 
das Urteil aufgehoben und die Sache zurückverwiesen werden.

gez.. Dr. Müller Schilgen Dr. Meier-Scherling

Hensc Dr. Jung
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